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1. Kurzkommentar  zur  Stellungnahme  des  Bundesfinanzministeriums 
zum  Gesetzesentwurf  des  Bundesrates  zur  Besteuerung  von 
Sportwetten (E 15)

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Bremer,  WIRTSCHAFTSRAT  GmbH und  Univ.-Prof.  Dr.  Englisch,  

Universität Münster  

Mit Datum vom 26. März 2012 hat das Bundesministerium der Finanzen gegenüber der 

Vorsitzenden  des  Bundestags-Finanzausschusses  seine  Einschätzung  der 

Beihilfeproblematik  des  Gesetzesentwurfes  des  Bundesrates  zur  Besteuerung  von 

Sportwetten  dargelegt.  Ausgangspunkt  der  rechtlichen  Würdigung  ist  zwar  nur  die 

Absenkung  des  Steuersatzes  in  Bezug  auf  Pferdewetten.  Was  auf  den  ersten  Blick 

unproblematisch anmutet, dürfte sich indessen auf Basis der zutreffenden Rechtsansicht 

des  BMF  als  nicht  überwindbares  Hindernis  für  den  von  15  Ländern  getragenen 

Gesetzesentwurf  (E  15)  erweisen.  Im Einzelnen  sind  hierfür  folgende  beihilferechtliche 

Erwägungen maßgeblich:

Bekanntlich  erfolgt  zur  Finanzierung  der  Pferdezucht  eine  Rückerstattung  des 

Aufkommens aus der Besteuerung von Pferdewetten im Umfang von bis zu 96 % an die 

Rennvereine. Da diese Steuerrückerstattung nur Rennvereinen, nicht aber Buchmachern zu 

Gute  kommt,  ist  diese  Verfahrensweise  grundsätzlich  als  europarechtswidrige  selektive 

Beihilfe  einzustufen.  Da  sie  nach  überzeugender  Einschätzung  des  BMF  auch  nicht 

genehmigungsfähig  sein  dürfte,  stellt  sie  eigentlich  schon  auf  Basis  der  geltenden 

Rechtslage  eine  Verletzung  europäischen  Rechts  dar.  Die  Regelung  ist  seitens  der  EU-

Kommission bislang nur deshalb nicht beanstandet worden, weil sie unverändert seit 1922 

besteht. Die damit verbundene Beihilfe genießt infolgedessen einen privilegierten Status; 

sie muss der Kommission nicht mehr notifiziert werden und kann für die Vergangenheit 

auch nicht mehr von den Rennvereinen zurückgefordert werden. Ihre beihilferechtliche 

Überprüfung hat für die Kommission daher keine Priorität; man wird mit dem BMF auch 

annehmen  dürfen,  dass  die  Existenz  dieser  Vergünstigung  den  zuständigen 

Kommissionsstellen nicht einmal präsent ist.  Dessen ungeachtet könnte die Kommission 

diesbzgl. jederzeit ein Beihifekontrollverfahren eröffnen, und sie könnte die Abschaffung 

dieser staatlichen Zuwendungen an die Rennvereine für die Zukunft verlangen. Den Anlass 

für ein solches Verfahren könnte nun aber gerade die mit dem E 15 angestrebte materiell-

rechtliche  Änderung  des  Besteuerungsregimes  liefern,  weil  sie  sich  auf  das 

Beihilfevolumen  auswirkt  und  damit  nach  überzeugender  Ansicht  des  BMF  der 
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Kommission  notifiziert  werden  muss.  Dies  ergibt  sich  im  Einzelnen  aus  folgenden 

Gesichtspunkten:

Im Gesetzentwurf des Bundesrates ist eine Absenkung des Steuersatzes von 16 ²/  % auf 5₃  

%  und  demensprechend  eine  Anpassung  der  Steuerrückerstattung  von  max.  96  % 

vorgesehen. Die Auswirkungen dieser Änderungen auf das Steueraufkommen insgesamt 

und damit  auch auf  die  Höhe der  Beihilfe  für  die  Rennvereine  sind  unklar,  denn der 

sinkende Steuersatz könnte durch eine Zunahme legaler Wettangebote überkompensiert 

werden. Darüber hinaus soll auch die Möglichkeit eingeführt werden, über den Totalisator 

auch  auf  im  Ausland  stattfindende  Pferderennwetten  anzubieten.  Jedenfalls  diese 

Änderung führt absehbar zu einer Erhöhung des Steueraufkommens und damit auch des 

Beihilfevolumens  zugunsten  der  Rennvereine.  Damit  verändert  sich  die  seit  1922 

unverändert  bestehende  Staatsfinanzierung  der  Rennvereine  in  einem  Maße,  die  zur 

Annahme einer „neuen“ Beihilfe  führen muss.  Demensprechend müsste ein  förmliches 

Notifikationsverfahren  eingeleitet  werden  mit  der  Gefahr,  dass  bei  der  Kommission 

„schlafende  Hunde  geweckt“  werden.  Außerdem  kann  sich  ein  solches 

Notifikationsverfahren  jahrelang  hinziehen,  und  bis  zu  seinem  Abschluss  durch  die 

Kommission  besteht  ein  Vollzugsverbot,  d.  h.  eine  Anwendung  der  Neuregelung  ist 

europarechtlich untersagt. Damit ist ausgeschlossen, dass dieses Jahr eine Anpassung des 

Steuersatzes erfolgen kann.

Weitere  Konsequenz  ist,  dass  auch  eine  Anpassung  des  Steuersatzes  im  Hinblick  auf 

Sportwetten  nicht  möglich  sein  dürfte.  Dies  liegt  daran,  dass  kein  inhaltlicher  Grund 

ersichtlich ist, warum Pferdewetten anders – höher – als sonstige Sportwetten besteuert 

werden sollten. Das wäre nicht nur gleichheitsrechtlich sehr bedenklich, sondern könnte 

für  sich  genommen  ebenfalls  einen  (weiteren)  Verstoß  gegen  das  Beihilfeverbot  der 

Europäischen Verträge darstellen. Verfassungsrechtlich und europarechtlich ist daher nur 

eine Regelung möglich, die eine gleichmäßige Besteuerung von 16 ²/  % vorsieht, solange₃  

an der Rückerstattung von Steueraufkommen an die Rennvereine festgehalten wird. Eine 

solche  Abgabenbelastung  führt  allerdings  bei  Sportwetten  dazu,  dass  ein 

wettbewerbsfähiges  Angebot  nicht  möglich  ist.  Vielmehr  hat  eine  derartige  Belastung 

erdrosselnde Wirkung. Daraus kann der Gesetzgeber nur zwei Konsequenzen ziehen:

1. Die Steuerrückerstattung an die Pferde-/Rennvereine wird ersatzlos aus dem Gesetz 

gestrichen, ferner wird die Umsatzbesteuerung auf die angestrebten 5 % 

angepasst. Diese Regelung führt indes zu einem Zusammenbruch der bestehenden 

Finanzierung der Pferdezucht.
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2. Die Regelungen, wie sie derzeit bestehen, werden inhaltlich nicht angetastet und 

der Gesetzgeber entwickelt ein mit europäischem Recht vereinbares Rechtssystem.

Mit  anderen  Worten:  Das  Bundesfinanzministerium  hält  die  Anpassung,  die  der  E  15 

vorsieht, für europarechtswidrig. Damit ist das Abgabensystem des E 15 gescheitert. Eine 

Abhilfe  kann  nur  auf  Kosten  des  Zusammenbruchs  der  Finanzierung  der  Pferdezucht 

erreicht werden.

Es  erweist  sich  erneut,  dass  der  E  15  aus  einer  Fülle  von  Rechtsverstößen  gegen 

Verfassungs- bzw. Europarecht besteht, was nach den allseitigen deutlichen Hinweisen auf 

diesen  Zustand  eigentlich  dazu  beitragen  sollte,  dass  die  Bundesländer  eine  Reglung 

anstreben sollten,  die  im Einklang  mit  höherrangigem Recht  steht.  Modellhaft  könnte 

insoweit die Regelung Schleswig-Holsteins sein, welche zudem den Interessen der Länder 

aber auch der Anbieter in ausgewogenem Maße Rechnung trägt.
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2. Glücksspielstaatsvertrag: Die  Ampel  aus  Brüssel  stand  auf  rot  und 
springt … nicht auf grün! 

Von Dr. Wulf Hambach und Maximilian Riege, Hambach & Hambach Rechtsanwälte 

Nachdem bereits der erste Entwurf eines neuen Glücksspielstaatsvertrages im Sommer des 

letzten Jahres krachend gescheitert war, ist das kurz zuvor versandte Schreiben der EU 

Kommission  zwar  im  Wortlaut  etwas  verbindlicher,  in  der  Sache  aber  nicht  minder 

deutlich,  wenn es um die offensichtlichen europarechtlichen Schwächen des Vertrages 

geht. Nun steht die deutsche Glücksspielpolitik am Scheideweg. 

Allen voran Ministerpräsident Beck hätte sich sicherlich eine andere Antwort aus Brüssel 

gewünscht  –  hatten  doch  seine  konservativen  Ministerpräsidenten-Kollegen  bei  der 

Unterzeichnung des neuen Glücksspielstaatsvertrag-Entwurfs (auch „E-15“ genannt) Mitte 

Dezember  letzten  Jahres  eine  hohe  Hürde  eingebaut,  die  vom  Konstrukt 

„Glücksspielstaatsvertrag“ bisher immer gerissen wurde: Die Zuleitung des E-15 wurde von 

einer „abschließenden positiven Stellungnahme der EU Kommission“ abhängig gemacht. 

Entsprechend groß war der Druck, den E15-Vertreter während ihrer zahlreichen Besuche in 

Brüssel auf die EU Kommission, ausgeübt haben. Doch die EU-Kommission hat sich nicht 

beeindrucken lassen:

„Auf  der  Grundlage  der  von  den  deutschen  Behörden  zur  Verfügung  gestellten 

Informationen sind die Dienste der Kommission noch nicht in der Lage, das Ausmaß der 

identifizierten  Probleme  bzw.  die  Geeignetheit  und  Verhältnismäßigkeit  der 

vorgeschlagenen Maßnahme zu bewerten.” 

Wie ein roter Faden zieht sich der Vorwurf der mangelnden wissenschaftlichen Grundlage 

für  die  Glücksspielregulierung  durch  das  Kommissionsschreiben.  An  etlichen  Stellen 

kritisiert die Kommission, dass die Annahmen der 15 Bundesländer nicht überprüft werden 

können,  weil  wissenschaftliche  Erhebungen  für  vermeintlich  bestehende  Risiken  oder 

wirtschaftliche Erwägungen fehlen.

Dabei  fordert  auch  der  Europäische  Gerichtshof  (EuGH),  dass  ein  Mitgliedsstaat  alle 

Umstände vorlegen muss, wenn er eine Beschränkung des freien Dienstleistungsverkehrs in 

der EU durch eine restriktive nationale Maßnahme rechtfertigen will. Denn nur so ist eine 

Einschätzung möglich,  ob  die  getroffenen Maßnahmen tatsächlich  dem Grundsatz  der 

Verhältnismäßigkeit genügen (EuGH C-316/07, Rs. Markus Stoß und andere, Rn. 71).
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Nichts dazu gelernt?

Es scheint, als hätten die 15 Ministerpräsidenten und ihre Glücksspielreferenten aus dem 

blauen Brief der Kommission vom Sommer letzten Jahres nichts Entscheidendes gelernt. 

Schon  damals  wurde  die  unterschiedliche  Behandlung  von  Sportwetten  und  Online-

Casinospielen sowie Poker, die willkürliche Begrenzung auf sieben Sportwetten-Lizenzen 

und die prohibitive Besteuerung von Glücksspielanbietern bemängelt.

An  dem  Verbot  von  Online-Casinospielen  und  Online-Poker  hat  sich  aber  auch  beim 

zweiten Versuch einer neuen Glücksspielregulierung nichts geändert. Anstelle von sieben 

Sportwetten-Lizenzen  sollen  nunmehr  zwar  20  vergeben  werden  –  bereits  der  21. 

Interessent  würde  aber  mit  seinem  Wettlizenzantrag  im  Regen  stehen  bleiben  und 

gegenüber den anderen 20 diskriminiert werden. 

Dies stellt übrigens nicht nur einen Verstoß gegen die europäischen Grundfreiheiten dar, 

sondern ist auch nach deutschem Verfassungsrecht als nicht gerechtfertigter Eingriff in die 

Berufsfreiheit  gemäß Art.  12  Grundgesetz  zu werten,  wie  der ehemalige  Präsident des 

Bundesverfassungsgerichts  Prof.  Papier  erst  kürzlich  in  einem  Gutachten  zum  neuen 

GlüStV festgestellt hat. Gleiches gilt übrigens für die vorgesehene Abgabenlast. 

Zudem stellt die nicht begründete Ungleichbehandlung von Glücksspielen mit ähnlichem 

Suchtpotential, wie etwa Online-Sportwetten und Online-Poker einen Verstoß gegen den 

Grundsatz einer konsistenten und kohärenten Glücksspielregulierung dar.

Entsprechend kritisiert die EU Kommission vor allem am E-15, dass die Hauptaufgabe eines 

Gesetzgebers – nämlich Belege und Daten zu liefern für die Rechtfertigung von Verboten 

–  nicht  erfüllt  wurde.  Ein  gebetsmühlenartig  und  ohne  Beweise  vorgetragenes 

Suchtargument  reicht  weder  zur  Rechtfertigung  des  Lottomonopols  noch  zur 

Rechtfertigung des Online Casino- und Pokerverbotes aus. Wenn man auf der Suche nach 

den richtigen gesetzlichen Antworten keine Belege für den einzuschlagen Weg findet, 

muss der Schritt in eine andere Richtung gemacht werden – z. B. gen Norden. 

Vorbild Schleswig-Holstein

Schleswig-Holstein  kann sich  im  Vergleich  zu  E-15  sehr  wohl  auf  „Daten und  Belege“ 

berufen, weshalb die Antwort aus Brüssel vor einem Jahr zu ihrem Entwurf so knapp wie 

abschließend positiv  ausfiel.  Beispiel:  Eine Ungleichbehandlung der Online-Sportwetten 

gegenüber dem Online Poker kann nicht mit den „Suchtargument“ gerechtfertigt werden, 

weshalb  die  Spiele  und  die  Spiele-Anbieter  gleich  behandelt  werden  müssen.  Eine 
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wissenschaftlichen Studie des Bonner Forschungsinstituts für Glücksspiel  und Wetten im 

Auftrag der TÜV TRUST IT GmbH aus dem Jahr 2011 schlussfolgert: Online-Poker hat keinen 

höheren Suchtfaktor als die Online-Sportwette. 

Aufgrund dieses wissenschaftlichen Beleges ist  es aus Sicht  des schleswig-holsteinischen 

CDU-Wirtschaftspolitikers Hans-Jörn Arp unverständlich, warum „die Vertreter der übrigen 

15 Bundesländer – die die Zulassung der Online-Sportwette befürwortet, gleichzeitig aber 

das  Verbot  von  Online-Poker  aus  Gründen  der  Suchtprävention  propagieren.  Dies  ist 

logisch nicht erklärbar und hat wohl eher ideologische Gründe“

(Quelle: http://www.forschung-gluecksspiel.de/pdf/Online-Poker%20Thesenpapier

%2011.2011%5B1%5D.pdf und http://www.freiewelt.net/blog-3779/online-poker-darf-vom-

gesetzgeber-nicht-l%E4nger-ignoriert-werden-.html 

Eine Position, die die anderen 15 deutschen Bundesländer vielleicht nochmal überdenken 

sollten.  Erste  Anzeichen  dafür  gibt  es  bereits.  So  ließ  der  niedersächsische 

Wirtschaftsminister  Bode gestern unmittelbar  nach der Stellungnahme der Kommission 

verlauten: „Der Vertrag ist in der jetzigen Form gescheitert“.

Bode wird bestätigt durch die Antwort auf eine Anfrage des NDR bei der EU-Kommission. 

In dem Antwortschreiben der Kommission ist kein „grünes Licht“ zu sehen.

Wie  geht  es  weiter?  Ein  Beitritt  zum  schleswig-holsteinischen  Regulierungsmodell  ist 

jederzeit möglich. Die Fraktionsvorsitzenden der CDU und FDP im Kieler Landtag, Arp und 

Kubicki,  haben  immer  deutlich  gemacht,  dass  für  die  anderen  Bundesländer  die  Tür 

weiterhin  offenstehe,  um  sich  dem  S-H-Modell  anzuschließen.  Der  Rechtssicherheit  in 

Deutschland im Bereich des Glücksspiels wäre es dienlich. 
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3. Online-Geschicklichkeitsspiele: Neue Regulierung in Frankreich? 

Von Thibault Verbiest, Mitglied der Anwaltskammern Brüssel und Paris, Gründungspartner 

der Ulys Law Firm und  Deborah Modiano, Mitglied der Anwaltskammer Paris, mit einer  

Einleitung von Dr. Stefan Bolay, Hambach & Hambach Rechtsanwälte

Nachdem Frankreich das Online-Glücksspiel 2010 liberalisiert hat, wird nun diskutiert, ob  

und wie Online-Geschicklichkeitsspiele in Frankreich erlaubt sind. Die Auffassungen gehen  

von „genehmigungsfrei möglich“ bis hin zu „nicht genehmigungsfähig und verboten“.  

Der nachfolgende Artikel setzt sich mit den Entwicklungen und dem aktuellen Stand im  

Bereich des Online-Geschicklichkeitsspiels in Frankreich auseinander. Dies ist auch deshalb  

interessant,  weil  es  in  Deutschland ebenfalls  keine klaren rechtlichen Regelungen und  

demzufolge  unterschiedliche  Auffassungen  zur  Frage  der  rechtlichen  Zulässigkeit  von  

Online-Geschicklichkeitsspielen gibt, vgl. nur

http://www.timelaw.de/cms/front_content.php?idart=675 

On February, 24th, 2012, the French online gambling regulator, ARJEL, submitted a set of 

four reports to the Ministry of Budget, Public Accounts and State Reform, including one 

relating to online skill  games. This report was drafted at the request of the Ministry of  

Budget in order to regulate the online skill  games industry and to increase French tax 

revenues. This report has not been published yet.

Historically,  the French government limited gambling  to a lottery,  run by state-owned 

operation  Groupe  Française  des  Jeux  (FDJ),  and  horse  racing,  run  by  state-owned 

operation Pari-Mutuel Urbain (PMU). All  other forms of gambling were deemed illegal.  

However, this all changed with new legislation enacted in 2010.

After operating a state-run monopoly for online gaming for almost three years and under 

pressure from the European Commission (EC), the French Parliament passed the Law No. 

2010-476 of May, 12th, 2010 relating to the opening up to competition and the regulation 

of  online  gambling  (hereinafter,  the  Act).  The  French  government  realized  that  by 

legalizing and regulating online gambling in France, it could better control underage and 

problem gambling, as well  as unlicensed and disreputable online gambling sites, while 

increasing tax revenues. The purpose of this law was to thwart gambling addiction and 
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money laundering, and to shelter existing French operators’ market share, including the 

government-owned monopolies.

The Autorité de régulation des jeux en ligne (ARJEL) was created to regulate the online 

gaming  industry  and  opened  its  doors  to  foreign  operators  with  the  stipulation  that 

operators adhere to a strict set of guidelines. On June 1, 2010 ARJEL began offering licenses 

for online poker, online sports betting, and online horse betting.

However, the Act of May 12th, 2010, shall not apply to online skill games since Article 2 of 

the Act sets its scope, as follows: “a game of chance is a game played for money in which  

chance  predominates  over  skill  and  over  combinations  of  intelligence  in  view  of  

winnings“.

During the parliamentary debates prior to the Act, legality of online pure skill games was 

expressly  recognized  by  the  French Government.  For  instance,  the Minister  of  Budget, 

Public Accounts, Eric Woerth, said during a parliamentary session held October, 8th, 2009, 

that “when it’s only a matter of skill, as it is in the case of checkers or chess, the game falls  

within a category that is not prohibited by law“.

More recently,  French  public  authorities  changed their  perspective  and purposely  and 

unlawfully  declared that the regime of skill  games should be subjected to the general 

prohibition of Lottery and gambling.  The aim of French authorities  was to define skill 

games and prepare legislation on skill games similar to the Act of May 12th, 2010 relating 

to online gambling.

As part of an information report of May, 25th, 2011, pertaining to the implementation of 

the  gambling  Act,  MP  Jean-François  Lamour  proposed  to  “subject  online  skill  games 

played for money to the regulation of ARJEL and to a special tax regime“. In the same 

report,  his  counterpart,  MP  Aurélie  Filippetti  said  she  would  prefer  “an  outright 

prohibition of these games“.

Lamour’s standpoint was corroborated by Senator François Trucy in his information report 

of October, 12th, 2011 relating to the evaluation of the gambling Act. Trucy actually called 

for  “providing insights  as to the integration of online skill  games within the licensing  

regime of the Act of May 12th, 2010 and the supervision of ARJEL” (5th proposal).

The French Government took into consideration Lamour’s and Trucy’s recommendations 

while drafting its  evaluation report that was released by the end of October 2011. The 

French Government recommended studying the impact of skill games in terms of addictive 

behavior,  public  demand and problem gambling,  in  order  to  determine  whether  it  is 
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possible to extent the scope of online gambling to skill games. The ARJEL was requested 

the submission of a report relating to skill games.

During the 2012′s greeting ceremony of the ARJEL of January 19th, 2012, the President of 

the ARJEL Jean-François Vilotte provided few details about the study of online skill games.

He said that the French legal framework of gambling does not enable to offer online skill  

games on the French territory.

Besides  the  fact  that  the  criminalization  of  skill  games  in  France  is  not  proven,  the 

President of the ARJEL builds on a second argument, just as questionable as the previous 

one, in favor of regulating online skill  games. He considers that  “the sincerity of online 

pure skill games is impossible given bots software that is easy to create“. It is important to 

note that the same problem applies to online gambling and French regulation of online 

gambling has not prevented such bots used on games that are much more harmful than 

skill games.

The President of the ARJEL gives an outline of the legal framework of online skill games 

which is under review by French public authorities:

“Of course, in order to ensure a protection of public and social policies, operators would  

be subject to general requirements of the Act of May 12th, 2010, especially in the opening  

of players’ accounts and the approval of gaming software.”

Consequently, France is heading towards the introduction of a legal framework of online 

skill games, based on an exception to the general prohibition of gambling and that would 

be aligned to the provisions of the Act of May 12th, 2010.

Doing so, we consider that the potential regulation of skill  games by French authorities 

would  be  inconsistent  with  the  provisions  of  the  European  Union  law,  notably  the 

Directive relating to electronic commerce. This Directive prevents any national regulation 

related to information society services, such as online skill games, from subjecting these to 

a prior authorization system, such as a licensing regime, or from controlling the activity of 

online gambling operators located in a Member State other than France.

For further information on these developments please contact:

Thibault Verbiest
Senior Partner of ULYS Law Firm
thibault.verbiest@ulys.net
+32 (0)2 340 88 10
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4. Gastkommentatoren

Dr.  Henrik  Bremer ist  Rechtsanwalt,  Steuerberater,  Fachanwalt  für 

Steuerrecht  und  Wirtschaftsprüfer  (WIRTSCHAFTSRAT  GmbH).  Er 

studierte in Kiel, Hamburg und Paris.

Zunächst  war  er  für  eine  große  international  ausgerichtete 

Steuerberatungs-  und  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  tätig  und 

promovierte im Bereich des Steuerstraf- und Verfahrensrechts.

Herr  Dr.  Bremer  berät  nationale  und  internationale  Unternehmen  in  Fragen  des 

Wirtschafts-,  Gesellschafts-,  Wertpapier-  und  Steuerrechts,  hier  insbesondere  auch  mit 

Bezügen zum internationalen Steuerrecht.

Daneben  liegt  ein  Schwerpunkt  auf  der  Beratung  und  Konzeptionierung  von  PPP-

Modellen  sowie  deren  Begleitung  in  der  Durchführungsphase  mit  Einbeziehung  der 

Finanzierungsstrategie  und  Beratung.  Dieser  beinhaltet  zudem  das  Beihilferecht  der 

Europäischen Union.

 



Universitätsprofessor Dr. jur. Joachim Englisch begann seine berufliche 

Laufbahn als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität zu Köln, 

an  der  er  dann  im  Jahr  2006  Privatdozent  wurde.  Derzeit  ist  er 

Universitätsprofessor  und Lehrstuhlinhaber für  Öffentliches Recht und 

Steuerrecht  an  der  Rechtswissenschaftlichen  Fakultät  der  Universität 

Münster.  Seit  August  2011  ist  er  auch  Direktor  des  Instituts  für 

Steuerrecht.

 
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Deborah Modiano absolvierte in  2011  ihren Magister  an der Nanterre 

University  in Paris.  Sie machte ihren Master II im Bereich Comparative 

and European Criminal Law im Jahr 2002 an der La Sorbonne University 

in Paris. In 2003 erhielt  sie ihre Rechtsanwaltszulassung (CAPA) an der 

Bar School in Paris (EBF). Deborah absolvierte ihren Abschluss an der Tel 

Aviv  University  (Recanati  School  of  Business)  in  2010  mit  dem 

Schwerpunkt in Marketing & Strategie (MBA). Sie begann in 2004 ihre 

berufliche Laufbahn als Associate bei TBM advocates und war als Head of High Tech and 

Media Department in der Französischen Botschaft (Ubifrance Israel) in 2010 tätig.

Deborah Modiano ist unter deborah.modiano@ulys.net erreichbar.

 

Thibault  Verbiest ist  Partner und Mitbegründer der Kanzlei  ULYS mit 

Büros in  Belgien und Frankreich.  Er ist  Mitglied der Anwaltskammern 

Brüssel  und  Paris,  spezialisiert  auf  Glücksspielrecht  und  Recht  der 

Informationsgesellschaft.  Er  ist  Professor  an  der  Universität  Paris  I 

(Sorbonne),  war  Vorsitzender  der  federal  agency  Internet  Rights 

Observatory, und ist General Member für Frankreich der „International 

Masters  of  Gaming  Law“.  Im Jahr  2006  erhielt  die  Kanzlei  ULYS  die 

Auszeichnung „Belgian Legal Awards: Telecom, Media, Tecnology Law Firm of the Year 

2006“. ULYS ist Partner und Mitbegründer des Portals gaminglaw.eu.

Thibault Verbiest ist unter thibault.verbiest@ulys.net erreichbar.


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5. In eigener Sache 

Starker Neuzugang bei Hambach & Hambach

Rechtsanwalt Alexander Pfütze, LL.M., Wirtschaftsjurist (Univ. Bayreuth), 

Mediator  (CVM)  Schwerpunkt  Wirtschaftsmediation,  Junior  Associate, 

studierte  unter  europarechtlicher  Schwerpunktsetzung  Rechts-

wissenschaften  mit  wirtschaftswissenschaftlicher  Zusatzausbildung  an 

der Universität Bayreuth und der Universität von Victoria, BC, Kanada. 

Seinen  LL.M.-Abschluss  erwarb  er  mit  Auszeichnung  im  Bereich  der 

Europäischen  Medienwirtschaft  (Hans-Werner-Osthoff-Preis  für 

hervorragende wissenschaftliche Leistungen).

Neben  beruflichen  Erfahrungen  in  einer  kanadischen  Anwaltskanzlei  und  dem 

Justizministerium  von  British  Columbia,  arbeitete  Alexander  Pfütze  während  seines 

Referendariats am OLG Bamberg in einer namhaften Kanzlei  in Brüssel.  Im Zuge seines 

Dissertationsprojektes im Bereich des Europäischen Wirtschaftsrechts war er am Lehrstuhl 

für Europarecht und Europäisches Öffentliches Recht am Europa-Institut der Universität 

des Saarlandes beschäftigt. 

Alexander Pfütze ist Lehrbeauftragter für institutionelles und materielles Europarecht am 

Europa-Institut der Universität des Saarlandes.

Er  ergränzt  das  Team  Hambach  &  Hambach  schwerpunktmäßig  in  folgenden 

Rechtsgebieten: Glücks- und Gewinnspielrecht, Europa- und Verwaltungsrecht.
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Herr Rechtsanwalt Dr. Wulf Hambach wird demnächst auf folgenden  

Veranstaltungen vortragen:

17. Mai 2012 | London, Großbritannien

Global Gambling Payments Intensive 2012

CPC Cecile Park COnferences

10. - 12. Juli 2012 | Barcelona, Spanien

World Gaming Executive Summit (GES)

Terrapinn

16. – 18. Oktober 2012 | Barcelona, Spanien

European iGaming Congress and Expo

Clarion Gaming



Veröffentlichungsankündigung:

Weitere  Informationen  zum  Thema  Gewinnspiele  in  den  Medien 

demnächst in:

Streinz  /  Liesching  /  Hambach,  Glücks-  und  Gewinnspielrecht  in  den 

Medien, C. H. Beck , in Vorbereitung für das 4. Quartal 2012.
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